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Chronique générale

Politique étrangère

Politique économique extérieure

Im Januar 2024 veröffentlichte der Bundesrat den Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik
2023 inklusive dem Bericht über zolltarifarische Massnahmen im Jahr 2023.
Der Bundesrat hielt im Aussenwirtschaftsbericht fest, dass die Schweiz auch 2023
versucht habe, sich als unabhängige Akteurin zwischen den grossen
Wirtschaftsmächten zu behaupten. Sie setzte dabei auf günstige wirtschaftliche
Rahmenbedingungen, wie etwa auf offene Märkte, wenig Regulierung sowie eine
attraktive Steuerpolitik. Auch gut ausgebildete Fachkräfte bildeten eine wichtige
Grundlage für die Schweizer (Aussen-)Wirtschaft.
Die wichtigste Handelspartnerin der Schweiz war auch 2023 die EU respektive ihre
Mitgliedstaaten. Im Bericht wurde erläutert, dass der Bundesrat Ende 2023 das Mandat
für Verhandlungen mit der EU verabschiedet hatte. Das Kernanliegen des
Abkommenspakets bilde der hindernisfreie Zugang zum EU-Binnenmarkt. Zudem
bestehe ein weiteres Ziel darin, die bestehenden Binnenmarktabkommen zu
aktualisieren und neue sektorielle Abkommen in den Bereichen Strom und
Lebensmittelsicherheit abzuschliessen. Auch mit anderen Staaten seien hinsichtlich
der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen Fortschritte erzielt worden. So konnte im
Berichtsjahr etwa eine gesteigerte Verhandlungsdynamik mit Indien hinsichtlich eines
Freihandelsabkommens festgestellt werden. Weiter unterstrich der Bundesrat im
Bericht, dass die nachhaltige Entwicklung im Rahmen der Aussenwirtschaftspolitik
weiterhin eine wichtige Rolle spiele. So enthalte das 2023 unterzeichnete FHA zwischen
den EFTA-Staaten und Moldau erstmals Bestimmungen zu Handel und nachhaltiger
Entwicklung. Der Bereich der internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit wie
auch die Schweizer Sanktions- und Exportkontrollpolitik wiederum waren im letzten
Jahr geprägt vom Konflikt in der Ukraine, so der Bericht. Wie bereits 2022 hatte sich
der Bundesrat auch 2023 weitgehend dem EU-Sanktionsregime gegenüber Russland
angeschlossen. 1
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BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Frühjahrssession 2024 beugten sich beide Räte über den Bericht zur
Aussenwirtschaftspolitik 2023 und über den Bericht über zolltarifarische
Massnahmen im Jahr 2023. 
Im Ständerat stellte Kommissionssprecher Marco Chiesa (svp, TI) den Bericht vor und
verdankte die diesbezügliche Arbeit des Bundesrates und der Verwaltung.
Anschliessend nutzte Carlo Sommaruga (sp, GE) die Gelegenheit, um auf die Situation
im Nahen Osten aufmerksam zu machen. Es bestehe zwar ein Freihandelsabkommen
zwischen den EFTA-Staaten und den palästinensischen Autonomiebehörden. Aufgrund
der Politik Israels fielen jedoch nur sehr wenige Produkte unter dieses Abkommen,
ausserdem würden die palästinensischen Bauern durch das Verhalten Israels an ihrer
Arbeit gehindert. Sommaruga forderte den Bundesrat dazu auf, seine Haltung bezüglich
der Produktdeklaration aus den von Israel besetzten Gebieten zu überdenken.
Wirtschaftsminister Guy Parmelin wandte sich in seinem Votum auch den von
Sommaruga aufgeworfenen Punkten zu und bot an, diese Fragen in einer
Kommissionssitzung zu diskutieren. Anschliessend wurde von den Berichten Kenntnis
genommen. Der Bundesbeschluss über die Genehmigung zolltarifarischer Massnahmen
wurde einstimmig angenommen.
Im Nationalrat stiessen die Berichte ebenfalls auf Wohlwollen. Die
Kommissionssprecher Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) und Nicolas Walder (gp, GE)
bedankten sich ebenfalls bei Wirtschaftsminister Parmelin und dem SECO für die Arbeit
und für die Integration der strategischen Handlungsfelder der
Aussenwirtschaftsstrategie in den vorliegenden Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik.
Sie hielten weiter fest, dass der Bericht sehr treffend auf die zunehmenden politischen
Spannungen in der ganzen Welt eingehe und auch die Konsequenzen eines
nationalistischen und protektionistischen Rückzugs aufzeige. Anschliessend bezogen
die einzelnen Fraktionen Position und erläuterten ihre jeweiligen Gedanken zum
Bericht. Während Christine Badertscher (gp, BE) für die Grünen bedauerte, dass das
Thema Nachhaltigkeit nicht als transversales Thema, sondern in einem separaten
Kapitel behandelt wurde, kritisierte Farah Rumy (sp, SO) seitens der SP, dass die
Schweiz nicht auf die industriepolitischen Massnahmen der Schweizer Handelspartner
reagiere. Sie sprach damit den Green Deal Industrial Plan der EU und den Inflation
Reduction Act der USA an. Die Stabilisierung und die Weiterentwicklung der

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 12.03.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 2



Beziehungen zur EU stand im Mittelpunkt des Votums der Mitte-Vertreterin Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL). Entsprechend begrüsste sie die kürzlich erfolgte
Verabschiedung des Verhandlungsmandats mit der EU. Auch die GLP in Person von
Corina Gredig (glp, ZH) freute sich über das Verhandlungsmandat, denn der
Stabilisierung der Wirtschaftsbeziehungen zur EU komme eine eminent wichtige
Bedeutung zu. FDP-Nationalrat Simon Michel (fdp, SO) bezeichnete die bilateralen
Beziehungen zur EU gar als Königsweg und plädierte dafür, diese zu pflegen und weiter
auszubauen. Martin Haab (svp, ZH) von der SVP hob schliesslich den vor einigen Tagen
angekündigten Abschluss des FHA mit Indien sowie die Weiterentwicklung des
bilateralen Handelsabkommens mit dem vereinigten Königreich als positive
Entwicklungen hervor. Nach dem Votum des Wirtschaftsministers, der noch einmal die
für den Bundesrat wichtigsten Elemente des Berichts hervorhob, nahm die grosse
Kammer Kenntnis von den Berichten. Anschliessend wurde der Bundesbeschluss über
die Genehmigung zolltarifarischer Massnahmen ebenfalls einstimmig gutgeheissen. 2

1) Bericht Bundesrat vom 10.1.24; Medienmitteilung Bundesrat vom 10.1.24
2) AB NR, 2024, S. 424 ff.; AB SR, 2024, S. 175 f.
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